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Drucksache VI/ 1807 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


1. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß der 
Dr. Schmude Zweck der Entwicklungshilfe die Rückkehr in 
der Bundesrepublik Deutschland ausgebildeter 
Ausländer in ihre einheimischen Entwicklungs- 
länder allgemein fordert, also auch dann, wenn 
das betreffende Land für den heimkehrenden 
Fachmann keine Verwendung hat oder seine 
in der Bundesrepublik Deutschland erworbene 
Befähigung nicht anerkennt und ihm dadurch 
die Betätigung in seinem Beruf unmöglich 
macht? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


2. Abgeordneter Treffen Meldungen zu, wonach die Bundesre- 
Dr. Jenninger gierung erwägen soll, die Vorschriften des 

§ 12 Abs. 4 Nr. 1 a, 1 b und 2 des Wehrpflicht- 
gesetzes so abzuändern bzw. einzuengen, daß 
künftig wehrdienstpflichtige Betriebsleiter 
landwirtschaftlicher Betriebe ohne Ausnahme 
und ohne Rücksicht auf wirtschaftliche Nach- 
teile des Betriebes zum Wehrdienst herange- 
zogen werden? 

3. Abgeordneter Wenn ja, wie will die Bundesregierung sicher- 
Dr. Jenninger stellen, daß landwirtschaftliche Betriebe, für 

deren Erhaltung und Fortführung der Wehr- 
pflichtige unentbehrlich ist, im Falle der Her- 
anziehung des Betriebsleiters zum Wehrdienst 
noch weiter existieren können? 


4. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, Soldaten 
Walkhoff auf Zeit (12 Jahre), die nach Ableistung ihrer 

Dienstzeit studieren, zukünftig im Rahmen der 
Berufsförderung nach dem Soldatenversor- 
gungsgesetz auch über 36 Monate hinaus zu 
fördern? 


5. Abgeordneter Wieweit ist sichergestellt, daß Wehrpflichtige, 
Josten welche am 1. Oktober 1969 eingezogen wurden 

und ihr Studium mit dem Sommersemester 
1971 beginnen wollen, vorzeitig entlassen 
werden können? 
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6. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Weige- 

Jung rung der Bundeswehr, Berufssanitätsoffiziers- 

anwärtern Studienplätze zur Verfügung zu 
stellen, obwohl ein Mangel an solchen Offi- 
zieren vorliegt und die Bundeswehr diesen 
Mangel durch „Ausleihen" von Ärzten aus- 
gleidien muß, die nicht der Bundeswehr ange- 
hören? 

7. Abgeordneter Aus welchem Grunde erhalten Angehörige 

Jung der Bundeswehr, die bei Wahlen zu kommu- 

nalen Vertretungskörperschaften kandidieren, 
lediglich eine stundenweise Dienstbefreiung, 
während Kandidaten zum Bundestag oder 
Landtag vom Dienst beurlaubt werden? 

8. Abgeordneter Wie erklärt es die Bundesregierung, daß das 
Dr. Hammans Bundesministerium der Verteidigung inzwi- 
schen bereits die Genehmigung für Ubungs- 
ilüge des Senkrechtstarters „Harrier" in der 
Venloer Heide erteilt hat, und warum ist vor 
Erteilung dieser Genehmigung nicht der vom 
Parlamentarischen Staatssekretär Berkhan am 
15. September 1970 ziigesagte Anhörungster- 
min nach dem Luitverkehrsgesetz mit den 
betroffenen örtlichen Behörden durchgeführt 
worden? 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


9. Abgeordneter Kann die Bundesregierung einer Wissenschaft- 
Meister lidien Institution oder der einsdilägigen In- 

dustrie einen Entwicklungsauftrag erteilen mit 
dem Ziel, daß die Schnee- und Eisbekämpfung 
auf den Straßen mit weniger aggressiven Mit- 
teln als Kochsalz erfolgt, und ist diese Frage 
nicht auch unter dem Aspekt einer zusätzlichen 
Verschmutzung der Gewässer zu sehen? 

10. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, bei den Regie- 

Höcherl rungen der Bundesländer anzuregen, die Ver- 

kehrserziehung und den Fahrunterricht obli- 
gatorisch in den Schulen unter Beteiligung 
der privaten Fahrschulen einzuführen, so daß 
im Abschlußzeugnis bzw. Reifezeugnis die 
Fahrerlaubnis für die Klasse III einbezogen 
ist? 

11. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die in 

Müller Schweden durdi den Technisdien überwa- 

(Mülheim) chungsdienst geübte Praxis, in regelmäßigen 

Abständen von sechs Monaten Einzelstatisti- 
ken ihrer Untersuchungen zu publizieren, aus 
denen die „schwachen Punkte" aller geprüften 
Automodelle, insbesondere im Bereich der 
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12. Abgeordneter 
Dr. Schwörer 


13. Abgeordneter 

Dr. Schwörer 


14. Abgeordneter 

Dr. Fuchs 


15. Abgeordneter 
Geldner 


16. Abgeordneter 

Haar 

(Stuttgart) 


17. Abgeordneter 

Haar 

(Stuttgart) 


Sicherheit hervorgehen, und hält sie die Ein- 
führung eines solchen Verfahrens in der 
Bundesrepublik Deutschland für möglich und 
wünschenswert? 

Ist der Bundesregierung die vom bayerischen 
Statistischen Landesamt aufgestellte Statistik 
über Straßenverkehrsunfälle auf Bäume in 
Bayern bekannt, und liegen der Bundesregie- 
rung vergleichbare Unterlagen über Verkehrs- 
unfalle auf den Bundesstraßen des Bundesge- 
bietes vor? 

Ist die Bundesregierung bereit, Konsequenzen 
aus dem Gutachten Professor Bitzeis, Tech- 
nische Hochschule München, nach dem die 
Schwere der Unfälle sich bei dem Aufprall 
auf Bäume in der Regel verdoppelt, zu ziehen 
und verkehrsgefährdende Straßenbäume an 
Bundesstraßen zu entternen, und auf die In- 
nenminister der Länder dahin gehend einzu- 
wirken, daß sie sich den Richtlinien anschlies- 
sen, die das bayerische Innenministerium in 
Zusammenhang mit dom ADAC zum Problem 
der Straßenbäume erarbeitet hat? 

Wie läßt sich die Tatsache, daß auch nach 
1975 der größte Teil des Zonenrandgebiets in 
Ostbayern als einziges größeres geschlosse- 
nes Gebiet der Bundesrepublik Deutschland 
über 30 Minuten Fahrweg von der nächsten 
Bundesautobahn entfernt ist, mit dem § 4 des 
von der Bundesregierung vorgelegten Gesetz- 
entwurfes zur Förderung des Zonenrandge- 
bietes vereinbaren, nach dem „die Verkehrs- 
ersdiließung und Verkehrsbedienung im Zo- 
nenrandgebiet im Rahmen des Ausbauplans 
der Verkehrswege bevorzugt zu fördern sind"? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
USA-Sicherheitsbehörde eine Stoßstangennor- 
mung für Kraftfahrzeuge vorgeschlagen hat 
mit dem Ziel, daß Stoßstangen einen Frontal- 
anprall bei einem Tempo bis zu 8 km/h abfan- 
gen können, ohne daß der Wagen dabei be- 
schädigt wird, und sind zwecks einheitlicher 
Normen Verhandlungen mit den USA aufge- 
nommen worden? 

Kann die Bundesregierung Angaben über Zahl 
und Ausmaß von Schadensfällen machen, die 
durch explodierte oder in Brand geratene Fern- 
sehgeräte entstanden sind? 

Besteht die Möglichkeit, daß die Deutsche Bun- 
despost beim Zulassungsverfahren von Fern- 
sehgeräten bestimmter Vorschriften — • ähnlich 
den VDE-Vorschriften — erläßt, damit die 
Schadensgefahr auf Grund von Explosionen 
oder Bränden von Fernsehgeräten vermindert 
wird? 
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Geschäftsbereidi des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


18. Abgeordnete Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß, 
Frau Dr. Walz nachdem sie sich unter Vorausgang Frank- 
reichs, Italiens und Belgiens anschidet, bilate- 
rale Kontakte auf dem Tedinologiesektor mit 
der Sowjetunion aufzubauen, nunmehr ver- 
sucht werden sollte, diese parallelen Bestre- 
bungen aufeinander abzustimmen und über 
die europäischen Gemeinschaften zu koordi- 
nieren? 

19. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß es 

Pfeifer verfassungsrechtlidi zulässig ist, Abiturienten, 

die nidit nur vorübergehend ihren Wohnsitz 
im Nahbereich einer Hochschule haben, im 
Falle eines numerus clausus bei der Zulassung 
zur Hochsdiuie besonders zu berücksichtigen? 

20. Abgeordneter Handelt es sidi bei der in der Pressemitteilung 

Dr. Gölter des Bundesministers für Bildung und Wissen- 

schaft vom 17. Januar 1971 angeführten 
deutsch-schwedischen Kommission zur Unter- 
suchung von Fragen der Mitwirkung in Schule, 
Hodischule und Forschung um eine Kommis- 
sion der beiden genannten Staaten oder der 
sozialdemokratischen Parteien beider Länder? 

21. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung die Gefahr, daß der 

Rafferl Ausbau schon vorhandener Einrichtungen für 

das Fernstudium im Medienverbund behin- 
dert ist? 

22. Abgeordneter Ist es richtig, daß das Gebäude des Instituts 

Schmidt für Transurane der Euratom in Karlsruhe, für 

(München) das Euratom insgesamt 9,25 Millionen US- 

Dollar investiert hat, infolge der personellen 
Unterbesetzung unzureichend ausgenutzt, und 
daß wegen der nur teilweisen Auslastung 
kostspieliger Apparaturen des Instituts der 
Euratom große finanzielle Schäden verursacht 
werden, w^eil die Investitionen in keinem 
Verhältnis zum Effekt stehen? 

23. Abgeordneter Ist es richtig, daß rund die Hälfte des Investi- 

Schmidt tions- und Forschungshaushalts der Euratom 

(Mündien) in die Kasse von Organisationen der nationa- 

len Verwaltungen von Universitätsinstituten 
und von privaten Firmen fließt, und daß auch 
sonst die Europäischen Gemeinschaften hohe 
Zuwendungen an juristische und natürliche 
Personen außerhalb ihrer Verwaltung zahlen, 
ohne daß eine zureichende Kontrolle dieser 
teilweise sehr hohen Zuschüsse gewährleistet 
ist? 
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24. Abgeordneter Erwartet die Bundesregierung, daß die ad hoc- 
Dr. Meinecke Arbeitsgruppe „Fernstudium im Medienver- 
(Hamburg) bund" der Bund-Länder-Kommission für Bil- 

dungsplanung rechtzeitig und gemeinsam mit 
den anderen Ausschüssen der Kommission 
konkrete Arbeitsergebnisse als Teil des Bil- 
dungsgesamtplanes vorlegen kann? 


Gesciläftsbereich des Bundesministers des Innern 


25. Abgeordneter Ist die Bundesregierung auch der Meinung, 

Pfeifer daß die Deutschen Jungdemokraten unterwan- 

dert werden und zwar im Rahmen einer bun- 
desweit angelegten Kampagne, die darauf ab- 
zielt, „die bürgerlichen Jugendverbände zu- 
gunsten einer später zu gründenden kommu- 
nistischen Partei zu zerrütten"? 

26. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß die 

Dr. Gölter von der niedersächsischen Führung der Deut- 

schen Jungdemokraten angesteuerten Ziele 
einwandfrei verfassungswidrig sind? 

27. Abgeordneter Warum hat die Bundesregierung die Vergif- 
Dr. Gleissner tung von Kfz-Benzin mit Bleietraäthyl und 

Bleiteramethyl bis auf weiteres zugelassen, 
obwohl dadurch zahllose Menschen, insbeson- 
dere in den Ballungsräumen, der Vergiftungs- 
gefahr in steigendem Umfang ausgesetzt wer- 
den und obwohl nach einer öffentlichen Er- 
klärung einer großen Mineralölfirma es ohne 
weiteres möglich wäre, andere Zusätze mit 
gleicher Wirkung zur Steigerung der Klopf- 
festigkeit zu verwenden, wodurch die Massen- 
vergiftung durch Blei vermieden würde? 

Unter Bezugnahme auf Vorkommnisse im 
Raum um Hamburg frage ich die Bundesregie- 
rung, ob sie die gesetzlichen Maßnahmen für 
ausreichend betrachtet, die verhindern sollen, 
daß giftige Chemikalien auf Müllabladeplätzen 
abgeladen oder vergraben werden und hier- 
durch u. a. eine erhebliche Wasserverseu- 
chungsgefahr hervorgerufen wird? 

29. Abgeordneter Welche Kontrollmaßnahmen gedenkt die Bun- 

Mursdi desregierung zu ergreifen, um derartige Vor- 

(Soltau- kommnisse, die in der Öffentlichkeit große 

Harburg) Unruhe hervorgerufen haben, auszuschließen? 

30. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, den auf den 

Schröder Inseln lebenden öffentlichen Bediensteten, ins- 

(Wilhelrainenhof) besondere den dort stationierten Soldaten, 

eine Ausgleichszulage auf Grund der erheb- 
lich höheren finanziellen Mehrbelastungen ge- 
genüber dem Festland zu gewähren? 


28. Abgeordneter 

Mursch 

(Soltau- 

Harburg) 
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31. Abgeordneter 
Brandt 
(Grolsheim) 


32. Abgeordneter 

Dr. Enders 


33. Abgeordneter 

Dr. Sdimudo 


34. Abgeordneter 

Dr. Hupka 


35. Abgeordneter 

Dr. Hupka 


36. Abgeordneter 
Meinike 
(Oberhausen) 


37. Abgeordneter 
Meinike 
(Oberhausen) 


Trifft es zu, daß eine Verwaltungsvorsdirift 
vorbereitet wird, die besagt, daß Ausländer, 
die mit Deutschen verheiratet sind, unter be- 
stimmten Voraussetzungen nicht aus der Bun- 
desrepublik Deutschland ausgewiesen werden 
dürfen, xuid wann ist gegebenenfalls mit die- 
ser Verwaltungsvorsdirift zu rechnen? 


Ist die Bundesregierung bereit, für den Bereich 
der Lastenausgleichsgesetzgebung eine dem 
Artikel 3 § 1 Abs. 4 des Zweiten Gesetzes über 
die Anpassung der Leistungen des Bundesver- 
sorgungsgesetzes entsprechende Regelung zu 
treffen, damit bei der Erhöhung von Kriegs- 
opferrenten die Nachzahlung nicht von der 
Lastenausgleichsverwaltung in Anspruch ge- 
nommen, sondern an die Kriegsopfer ausge- 
zahlt wird? 


Betrachtet die Bundesregierung die Facharzt- 
ausbildung eines ausländischen Arztes aus 
einem Entwicklungsland, der bereits sein Stu- 
dium und sein ärztliches Examen in der Bun- 
desrepublik Deutschland absolviert hat, als 
zur ärztlichen Ausbildung gehörig, so daß auch 
während des dafür benötigten Zeitraums die 
Aufenthaltserlaubnis zu gewähren ist? 


Hält es die Bundesregienmg für eine der 
Person und der Leistung Friedrich Eberts an- 
gemessene, historisch fundierte Darstellung, 
wie sie Helga Grebing in der „Beilage zur 
Wochenzeitung Das Parlament" vom 30. Ja- 
nuar 1971 gegeben hat? 


Ist die Bundesregierung bereit, über die Bun- 
deszentrale für politische Bildung eine ausge- 
wogene Darstellung des ersten Reichspräsi- 
denten Friedrich Ebert durch einen Historiker 
gerade für den Leserkreis des Parlaments 
in Auftrag zu geben und in einer späteren 
Beilage zu veröffentlichen? 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, Gemeinden und kommunalen Zwedc- 
verbänden Finanzhilfen für die Müllbeseiti- 
gung und -Vernichtung, insbesondere für die 
Erstellung größerer Verbrennungsanlagen zu 
gewähren? 


Ist die Bundesregierung bereit, Überlegungen 
dahin gehend anzustellen, daß zukünftig neben 
den Privathaushalten auch die unmittelbaren 
Verursacher des Müllanfalls, z. B. die Her- 
steller sogenannter Einwegverpadcungen, zur 
Kostendedcung durch die Erhebung einer Ab- 
gabe herangezogen werden? 
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38. Abgeordneter Sind neben dem Verfahren gegen den Heraus- 
Dr. Haack geber der „National- und Soldatenzeitung" 

weitere Verfahren auf Aberkennung von 
Grundrechten nadi Artikel 18 des Grundge- 
setzes anhängig? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers der Finanzen 


39. Abgeordneter 
Dr. Pohle 


40. Abgeordneter 
Meister 


41. Abgeordneter 

Gramer 


42. Abgeordneter 

Wagner 

(Günzfourg) 


43. Abgeordneter 
Dr. Apel 


44. Abgeordneter 
von Alten- 
Nordheim 


Katm die Bundesregierung in Präzisierung 
einer dem Finanzaussdiuß gegebenen Aus- 
kunft für die Zukunft verbindlidi erklären, 
daß die Verwendung von Petrolkoks der Num- 
mer 27.14-B des Zolltarifs als Reduktionsmittel 
bei metallurgischen Prozessen nicht der Mine- 
ralölsteuer unterliegt, oder ist die Bundesre- 
gierung der Auffassung, daß es hierzu einer 
Andenmg des Mineralölsteuergesetzes bedarf? 

Ist die Bundesregierung bereit, zur Anpassung 
an die allgemeine Entwicklung, auch den Lohn- 
steuer-Freibetrag für geistigbehinderte Kinder 
anzuheben? 

Werden von der Bundesregierung Überlegun- 
gen angestellt, die Höchstbeträge für Sonder- 
ausgaben bei der Lohnsteuer zu erhöhen oder 
evtl, nach Wegen zu suchen, eine gerechtere 
Lösung zu finden? 

Plat die Bundesregierung bereits Lösungsvor- 
schläge zu der Frage ausgearbeitet, wie das 
gegenwärtige Verfahren bei der Verbilligung 
des Dieselkraftstoffes für die Landwirtschaft 
verbessert werden kann? 

Sind Pressemeldungen zutreffend, nach denen 
sogenannte „Lohnsteuer-Fachleute" die Un- 
kenntnis ausländischer Arbeitnehmer ausnut- 
zen, indem sie ihnen die Lohnsteuerkarte des 
Jahres 1970 zu einem Preis, der weit unter 
dem zu erwartenden Rückzahlungsbetrag im 
Lohnsteuer-Jahresausgleich liegt, „abkaufen", 
um selbst den Steuerausgleich zu kassieren, 
und welche Möglichkeiten sieht die Bundes- 
regierung, derartige Geschäfte zu unterbinden? 

Bedeutet die Anweisung des Bundesministers 
der Finanzen an die Dienststellen der Bundes- 
vermögensverwaltung, für Grundstückserwer- 
be von pauschalierenden Land- und Forstwir- 
ten in den Jahren 1968 und 1969 keine Umsatz- 
steuer zu zahlen, eine umsatzsteuerliche Son- 
derstellung des Fiskus im Sinne einer Frei- 
stellung von der Zahlungsverpflichtung, ob- 
wohl dies gemäß § 24 UStG i. V. m. Einfüh- 
rungserlaß BdF vom 20. Dezember 1968 — IV 
A/3 — S 7410 — 41/68 — allgemein vorge- 
sdirieben ist? 
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45. Abgeordneter Trifft es zu, daß sich amerikanische Stationie- 

Bäuerle rungsstreitkräfte in der Bundesrepublik 

Deutschland auf Grund ihres besonderen Sta- 

tus weigern können, die in ihren Familien- 
wohnungen anfallenden Abfälle nicht in ört- 
liche Müllverbrennungsanlagen befördern zu 
lassen, sondern stattdessen private Abfall- 

gruben benutzen? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für Wirtsdiaft 


46. Abgeordneter Kann die Bundesregierung die Presseinforma- 

Vogt tion der Verbraucherzentrale Niedersachsen 

vom 26. Januar 1971 bestätigen, wonach die 
Bundesregierung die Errichtung einer Ver- 
bindungsstelle der Verbraucherzentralen der 
Länder in Bonn als Gesprächspartner der 
Bundesregierung in verbraucherpolitischen 
Fragen begrüßt? 

47. Abgeordneter Welche Gründe haben die Bundesregierung 

Vogt bewogen, entgegen früherer Zusicherungen die 

Errichtung einer Verbindungsstelle der Ver- 
braucherzentralen, wodurch es zu der von der 
Bundesregierung früher beklagten Aufsplitte- 
rung der Vertretung der Interessen der Ver- 
braucher kommt, zu unterstützen? 

48. Abgeordneter Legen die Empfehlungen des Jahresgutachtens 

Sperling 1970 des Sachverständigenrates zur Begutach- 

tung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
(Drucksache VI/I470) der Bundesregierung 
eine Einnahmen- und Ausgabenpolitik nahe, 
die eine Steigerung des Anteils der staatlichen 
Investitionen zu Lasten des Anteils der Privat- 
investitionen unmöglich machen würde, falls 
einmal stetiges Wachstum und konjunktur- 
neutrale Auslastung des Produktionspotentia- 
les erreicht sind? 


49. Abgeordneter Steht die Bundesregierung dauernd in Bereit- 
Sperling schaft, um helfend einzugreifen, falls die Kal- 

kulation der Unternehmen eines Wirtschafts- 
zweiges über seine Absatzchancen sich als 
falsch erweisen, und würden sich hilfreiche 
Eingriffe auf Grund von Fehlkalkulationen 
wesentlich von solchen unterscheiden, die im 
Fall nicht kalkulierbarer Absatzrisiken vor- 
zunehmen wären? 


50. Abgeordneter Wie hoch war der Preisanstieg für Bauleistun- 

Dr. Sdineider gen im Bereich der gemeindlichen Infrastruk- 

(Nürnberg) turmaßnahmen von 1968 bis 1970? 
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51. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Aus- 
Dr. Rinderspacher Wirkung auf den Arbeitsmarkt von aus Grün- 
den der Lohnverbilligung und des verbilligten 
Einkaufs in ostasiatische Länder verlegte Pro- 
duktionen langlebiger Konsum- und Investi- 
tionsgüter oder Teile von ihnen, insbesondere 
in der Elektrotechnik? 


52. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Befürchtung der 
Dr. Rinderspacher entsprechenden Industrien, daß durch die volle 
Liberalisierung bei Fehlen jeglicher bilateraler 
Schutzklauseln — im Gegensatz zu den Prak- 
tiken anderer EWG-Staaten — die Konkurrenz 
aus Niedriglohn- und -preis-Ländern des fer- 
nen Ostens, insbesondere von Japan, Formo- 
sa usw., die Lebensfähigkeit der betreffenden 
Industrien trotz hohem Stand in Entwicklung 
und Produktionsverfahren gefährdet? 


53. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, ihre bisherige 
Dr. Jobst Haltung aufzugeben, wonach die Investitions- 

zulage nur dann gewährt werden soll, wenn 
die Ansiedlimg eines Betriebes in einem 
Schwerpunktort erfolgt? 


54. Abgeordneter 
Dr. Hauser 
(Sasbach) 


Erscheint der Bundesregierung angesichts der 
Tatsache, daß die Deutsche Bundesbank eine 
Senkung der Mindestreserven trotz immer 
wieder geforderter Krediterleichterungen ver- 
sagt, nicht die Anregung an den Zentralbank- 
rat der Deutschen Bundesbank erwägenswert, 
von der Möglichkeit des § 16 des Gesetzes 
über die Deutsche Bundesbank Gebrauch zu 
machen und „bestimmte Verbindlichkeiten bei 
der Berechnung (des Vom-Hundert-Satzes der 
Mindestreserve) auszunehmen", um so bei- 
spielsweise Kreditinstitute, die Darlehen für 
den sozialen Wohnungsbau gewährt haben, 
zu entlasten und damit wieder etwas Luft ge- 
rade für die Finanzierung des Wohnungsbaus 
zu geben, der ob der niedrigen Zahl an fertig- 
gestellten Sozialwohnungen in den Jahren 
1969 und 1970 dringend einer Belebung be- 
darf? 


55. Abgeordneter Beobachtet die Bimdesregierung die Arbeits- 
Zebisdi marktsituation in den Strukturgebieten, und 

was wird sie unternehmen, um dort den in 
der Hochkonjunktur gebesserten Beschäfti- 
gungsstand in der Zeit einer sich normalisie- 
renden Konjunktur anhaltend zu sichern? 


56. Abgeordneter Verfolgt die Bundesregierung die zunehmende 

Zebisch Unternehmenskonzentration auf europäischer 

Ebene und was imternimmt sie in Zusammen- 
arbeit mit den Sozialpartnern, den Verbrau- 
cherverbänden etc., um die Interessen der 
Verbraucher und vor allem der Arbeitnehmer 
in diesen multinationalen Konzernen zu si- 
chern? 
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57. Abgeordneter Inwieweit ist nach Meinung der Bundesregie- 
Geldner rung eine Senkung der Kfz-Versidierungsbei- 

träge möglich, wenn Bagatellschäden der Stoß- 
stangen, die deren Funktion nicht beeinträch- 
tigen, vom Versicherungsschutz ausgenommen 
werden? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


58. Abgeordneter Kann die Bundesregierung die Ausfühnmgen 
Löffler in einer bekaimten, überregionalen Zeitung 

bestätigen, wonach die Verkaufserlöse der 
deutschen Landwirtschaft im Jahre 1970 nicht 
— wie häufig erklärt wird — um 12,6Vo ge- 
sunken, sondern um ca. SVo gestiegen sind? 


59. Abgeordneter Trifft es zu, daß Frankreich sich dafür einsetzt, 

Löffler für weitere Agrarprodukte, z. B. für getrock- 

nete Pflaumen und Walnüsse, Marktordnun- 
gen zu schaffen? 


60. Abgeordneter Ist sich die Bundesregierung bewußt, daß Blu- 
Dr. Schmitt- men aus dem Ausland im Hinblick auf die ver- 
Vockenhausen wendeten Pflanzenschutzmittel wohl praktisch 
kaum kontrolliert werden können? 


61. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
Josten eine Erklärung von Staatssekretär Hartkopf, 

daß arsenhaltige Pflanzenschutzmittel von den 
Winzern zum Schutz der Reben verwandt wür- 
den, Empörung unter dem gesamten Berufs- 
stand ausgelöst hat, weil bereits seit 1942 
arsenhaltige Mittel für den Weinbau keine 
Verwendung mehr finden? 


62. Abgeordneter Ist der Bundesregierung die Feststellung des 
Susset Kontrollverbandes Kurhessen bekannt, daß 

selbst bei einer Milchleistung von 4000 Liter 
je Kuh das erzielte Jahresarbeitseinkommen 
nur 550 DM beträgt? 


63. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Susset rung, trotz dieser unbefriedigenden Ergebnis- 

se, die Milchviehbetriebe in die Lage zu ver- 
setzen, daß durch die Förderschwelle festge- 
setzte und fortzuschreibende Einkommen zu 
erzielen? 
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Gesdbäitsbereich des Bundesministers fttr 
Arbeit und Sozialordnung 


64. Abgeordneter 
Folger 


65. Abgeordneter 
Dr. Apel 


66. Abgeordneter 
Gerladi 
(Obemau) 


67. Abgeordneter 
Gerladb 
(Obemau) 


68. Abgeordneter 
Dr. Enders 


69. Abgeordneter 
Dr. Haadk 


Was kann die Bundesregierung tun, daß 
— nach einem Bericht des Bayerischen Staats- 
ministeriums für Arbeit und Sozialordnung — 
in vielen Gewerbezweigen der Abstand zwi- 
schen den Heimarbeiterentgelten und den Be- 
triebsarbeiterlöhnen von Jahr zu Jahr zu- 
nimmt? 

Wie steht die Bundesregierung zu der Forde- 
rung verschiedener Industriezweige in der 
Bundesrepublik Deutschland, bei Anwerbung 
von ausländischen Arbeitskräften die bislang 
grundsätzlich auf ein Jahr begrenzten Arbeits- 
verträge auf zwei bis drei Jahre zu erhöhen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Streit- 
frage. ob dem Rentner nach dem Zweiten 
Krankenversicherungsänderungsgesetz ein Er- 
klärungsrecht als außerordentliches Kündi- 
gungsrecht zur sofortigen Lösung seines pri- 
vaten Krankenversicherungsvertrages zusteht, 
oder ob der Gesetzgeber es übersehen hat, 
diese Frage einwandfrei zu lösen? 

Hält die Bundesregierung eine Ergänzung des 
Zweiten Krankenversidierungsänderungsge- 
setzes zur Beseitigung dieser Rechtsunsicher- 
heit für notwendig? 

Kann die Bundesregierung darauf hinwirken, 
daß die jährliche Reditsverordnung über das 
anzurechnende Einkommen gemäß § 33 Abs. 1 
des Bundesversorgungsgesetzes so rechtzeitig 
erlassen wird, daß bei den Versorgungsämtern 
die Berechnung der Ausgleichsrente für die 
Kriegsopfer möglichst schon zum 1. Januar des 
nächsten Jahres erfolgen kann? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, gesetzlichen Krankenkassen (z. B. In- 
nungs-Krankenkassen) das Recht zu geben, bei 
langdauemden Krankheitsfällen Krankenhaus- 
pflege unbeschränkt — d. h. über die jetzt 
geltende 78 Wochen-Frist hinaus — zu gewäh- 
ren? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


70. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, durch ein Gut- 
Gallus achten klären zu lassen, inwieweit der Kon- 

sum von Trinkmilch die schädliche Einwirkung 
von Bleirückständen in der Luft auf den 
menschlichen Organismus mindern kann? 
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71. Abgeordneter 
Varelmana 


72. Abgeordneter 

Vareimann 


73. Abgeordnete 
Frau Dr. Walz 


74. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vodcenhausen 


75. Abgeordneter 
Burger 


76. Abgeordneter 
Burger 


77. Abgeordneter 
Bay 


78. Abgeordneter 
Bay 


79. Abgeordneter 
Dr. Meineche 
(Hamburg) 


In welchen europäischen Ländern wird das 
Kindergeld aus Beiträgen von der Lohnsumme 
und in welchen Ländern aus dem Haushalt ge- 
zahlt? 


Wenn nach dem Beitragsschlüssel des Jahres 
1963 von der Lohnsumme für das Kindergeld 
ein Beitrag erhoben würde, welche Summe 
würde sich daraus ergeben? 


Hat die Bundesregierung Überlegungen dazu 
angestellt, ob und gegebenenfalls in welchem 
Umfang sich der Bund an der Finanzierung 
von Lehrkrankenhäusern beteiligen sollte? 


Hält die Bundesregierung Einwendungen ge- 
gen den Verkauf von Blumen in Lebensmittel- 
geschäften und Lebensmittelabteilungen von 
Kaufhäusern im Hinblick auf die verwendeten 
Pflanzenschutzmittel in der Blumenzucht für 
gerechtfertigt? 

Wie hoch ist die Gesamtsumme der Haushalts- 
mittel, die bisher vom Bund für die Entwick- 
lung von orthopädischen und anderen Hilfs- 
mitteln für Dismeliekinder verausgabt wur- 
den? 


Welche von diesen Hilfsmitteln sind im Hcui- 
del erhältlich, so daß sie auch für die Versor- 
gtmg anderer behinderter Kinder zur Verfü- 
gung stehen? 


Hält es die Bundesregierung für notwendig, 
das Recht der Nichtraucher auf Schutz ihrer 
Gesundheit gegen die Belästigungen und die 
anerkannt schädlichen Auswirkungen des un- 
gewollten , Mitrauchens" zu sichern, und was 
gedenkt sie gegebenenfalls in diesem Sinne zu 
tun? 


Kann die Bundesregierung Presseberichte (z. B. 
Stuttgarter Zeitung vom 3. Februar 1971) be- 
stätigen, nach welchen die Einfuhr von „Kunst- 
wein" nur deshalb möglich war, weil die zu- 
ständigen deutschen Stellen bei der Einfuhr 
keine entsprechenden Kontrollen und Unter- 
suchungen vorgenommen hatten? 


An welche speziellen Möglichkeiten (Gesetzes- 
bestimmungen des Jugendwohlfahrts- und 
Bundessozialhilfegesetzes hat die Bundesre- 
gierung in der Begründung zum Entwurf eines 
Gesetzes zur Ändenmg des Opiumgesetzes 
(Bundesrats-Drucksache 665/70) zum Problem 
der sogenannten „passiven Täter", die Betäu- 
bungsmittel lediglich in kleinen Mengen zum 
Eigenverbrauch erworben haben, gedacht? 
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Gesdiäftsbereidi des Auswärtigen Amts 


80. Abgeordneter Ich frage die Bundesregierung, ob es in ihrem 
Dr. Evers Sinne ist, daß die der Kulturabteilung des 

Auswärtigen Amtes für die Förderung von 
Auslandsgastspielen zur Verfügung stehenden 
Mittel so sehr mit Schwerpunkt zu Gunsten 
der Länder des Ostblocks eingesetzt werden, 
daß die Kulturkontakte in Richtung EWG 
zwangsläufig geschwächt werden? 


Ist die Bundesregierung mit mir der Meinung, 
daß eine Förderung des deutschen Schulwe- 
sens im Ausland hinsichtlich der Förderung 
baulicher Maßnahmen, der Ausstattung der 
Schulen mit Unterrichtsmitteln und der Beset- 
zung von Lehrerstellen verstärkt werden soll- 
te, um einerseits die Betreuung und Erhaltung 
deutschen Kulturgutes im Ausland {wie z. B. 
der deutschen Sprache) und eine Verstärkung 
des Zusammengehörigkeitsgefühls der im Aus- 
land lebenden Deutsdien mit der Bundesrepu- 
blik Deutschland zu gewährleisten, und ande- 
rerseits das Deutsdilandbild in ausländischen 
Staaten zu verbessern? 


82. Abgeordneter Welche Maßnahmen sieht die Bundesregierung 
Stonn in diesem Zusammenhang als die notwendig- 

sten an? 


Betrachtet die Bundesregierung die Äußerung 
des Vizepräsidenten der Europäischen Kom- 
mission, Dr. Sicco Mansholt, auf der „Grünen 
Woche" in Berlin, der vor extremistischen 
Kreisen in der Bundesrepublik Deutschland 
warnte, die sich gegen die Ostpolitik der Bun- 
desregierung Brandt/Scheel wenden und wört- 
lich sagte; „Diese Agitation erweckt für das 
Auge und Ohr des Nachbarn böse Erinnerun- 
gen. Es scheint hier immer noch Verwegene 
zu geben, die den Krieg, den Hitler gegen die 
Alliierten verloren hat, gegen die Regiening 
Brandt/Scheel gewinnen wollen", als Einmi- 
schung in die inneren Angelegenheiten der 
Bundesrepublik Deutsdiland? 


84. Abgeordneter Hat die Bundesregierung entsprechende Schrit- 
Niegei te gegen diese Äußerimg unternommen, bzw. 

welche beabsichtigt sie zu unternehmen? 


85. Abgeordneter Wie weit sind die Verhandlungen der Regie- 
Dr. Frerichs rung der UdSSR mit der Bundesregierung über 

den Bau einer neuen sowjetrussischen Bot- 
schaft in Bonn-Bad Godesberg gediehen? 


83. Abgeordneter 
Niegel 


81. Abgeordneter 
Storm 
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86. Abgeordneter Entspricht es den Tatsachen, daß die Bundes- 
Dr. Freridis regierung die Planungshoheit der Stadt Bonn 

einschränken will, wenn diese sich aus Grün- 
den des Landschaftsschutzes und der Erhaltung 
von Grünzonen im Stadtgebiet gegen Umfang 
und Gestaltung des russischen Bauvorhabens 
wendet? 

Ist bei dem Besuch von Bundeskanzler Brandt 
im Dezember vergangenen Jahres in Rom mit 
der italienischen Regierung auch über den seit 
Kriegsende in Gaeta/Italien inhaftierten Her- 
bert Kappler gesprochen worden? 

88. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Dr. Häfele es nach bald 26 Jahren an der Zeit wäre, durch 

einen humanitären Akt gegenüber dem Ver- 
urteilten einen Schlußstrich zu ziehen, und 
wenn ja, hat sie diese Haltung gegenüber der 
italienischen Regierung deutlich gemacht? 

89. Abgeordneter Treffen Meldungen zu, wonach der finnische 

Engelsberger Staatspräsident Kekkonen in Rom geäußert 

hat, daß das Interesse Moskaus an einer 
Europäischen Sicherheitskonferenz merklich 
geringer geworden sei, weil die Sowjetunion 
durch die Ostpolitik Bonns bereits bekommen 
hat, was sie in erster Linie auf dieser Konfe- 
renz erreichen wollte: die Festschreibung ihrer 
Gebietsgewinne und die „Lösung der deut- 
schen Frage" durch Absicherung der Teilung 
Deutschlands? 

90. Abgeordneter Falls ja, teilt die Bundesregierung die Mei- 

Engelsberger nung des finnischen Staatspräsidenten? 

91. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Mög- 

Dr. Marx lichkeit, durch Verhandlungen mit der Sowjet- 

(Kaiserslautem) union zu erreichen, daß Deutsche die im sowje- 

tisch verwalteten Teil von Ostpreußen gele- 
genen Gräber ihrer Angehörigen besuchen 
dürfen? 

Hat die Bundesregierung während der Gesprä- 
che und Verhandlungen von Egon Bahr in 
Moskau oder während der Verhandlungen des 
Außenministers oder bei anderer Gelegenheit 
mit der Sowjetregierung über die aus der Be- 
setzung des nördlichen Ostpreußens und des- 
sen Einverleibung in die UdSSR sich ergeben- 
den Probleme gesprochen oder Vereinbarun- 
gen in Aussicht gestellt oder abgeschlossen? 

93. Abgeordneter Welche diplomatischen Maßnahmen gedenkt 
Schedl die Bundesregierung zu ergreifen, um nach 

dem Abbruch der Beziehungen zwischen Cona- 
kry und Bonn deutsche Bürger und deutsches 
Vermögen in Guinea zu schützen? 


92. Abgeordneter 

Dr. Marx 
(Kaiserslautem) 


87. Abgeordneter 
Dr. Häfele 
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94. Abgeordneter 
Sdiedl 


95. Abgeordneter 
Dr. iCiepsdi 


96. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunsdiweig) 


97. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunsdiweig) 


98. Abgeordneter 
Dr. Hermesdorf 
(Sdüelden) 


Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
in Warschau ergriffen, um die Paßgebühren 
von ca. 835 DM pro Umsiedler zu senken? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß nach 
einer Meldung des Tagesspiegels vom 11. Sep- 
tember 1970 die Sowjetunion seit 1964 audi 
ohne Vorliegen eines Gewaltverzichtsvertrags 
Japanern gestattet, Gräber ihrer Angehörigen 
auf japanischen Inseln zu besuchen, die seit 
dem zweiten Weltkrieg von der Sowjetunion 
besessen werden? 


Kann die Bundesregierung Auskunft darüber 
geben, welches die Gründe für die Verzöge- 
rung der zu Beginn 1969 dem Staate Dahome 
gegebenen Zusage der Errichtung eines 
50 KW-Mittelwellensenders für das Jeihr 1970 
(Unabhängigkeitstag) sind? 


Ist es möglich, daß die Verzögerung durch 
technische und organisatorische Fehlplanungen 
verursacht worden ist, und besteht nicht die 
Gefahr, daß bei dieser Sachlage der dahome- 
ische Partner enttäuscht und unsere vertrau- 
ensvolle Zusammenarbeit mit ihm Schaden 
erleiden kann? 


Wann beabsichtigt die Bundesregierung, die 
Deutsche Schule Paris in Saint-Cloud, die zur 
Zeit eine Schule für deutsche und deutschspra- 
chige Schüler ist, zu einer „Begegnungsschule" 
auszubauen und damit füi; eine enge Kontakt- 
nahme deutscher und französischer Jugend 
nutzbar zu machen? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


1. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Dichgans einige diarakteristische Erzeugnisse der gros- 

sen polnisdien Literatur, etwa Adam Mickie- 
wicz „Pan Thaddäus", Bücher, die vor 100 Jah- 
ren allenthalben in deutsdrer Sprache erhält- 
lich waren, heute jedoch nur für einen Kenner 
der polnischen Spradre erreichbar sind, auch 
dem deutschen Leser wieder zugänglich zu 
machen? 


2. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Auskunft darüber 

Dr. Jahn geben, weldie Großauftrage zur Zeit zwischen 

(Braunschweig) EWG-Staaten und der Sowjetunion auf bilate- 
raler Ebene verhandelt werden bzw. zum Ab- 
schluß gekommen sind, und ob die Sowjet- 
union versudit, durch Ausnützung des Konkur- 
renzkampfes in den westlichen Industriena- 
tionen, die wirtschaftlichen und politischen In- 
tegrationsbeziehungen im westlichen Bündnis- 
system zu stören? 

3. Abgeordneter Sind die Planungen der Bundesregierung für 

Dr. Schmitt- den weiteren Ausbau der deutschen Schule in 

Vockenhausen Brüssel so vorangeschritten, daß der Erweite- 
rungsbau spätestens 1973 zur Verfügung steht, 
um eine Wiederholung der erfreulicherweise 
mit der neuen Sdiule beseitigten katastro- 
phalen Unterbringungsverhältnisse zu ver- 
meiden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


4. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung im Hinblick 
Dr. Kraske auf die Erfordernisse eines erhöhten Umwelt- 

schutzes die Pläne der VEBA, umfangreiche 
Industrieanlagen im Rheinbogen bei Orsoy 
zu errichten? 

5- Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die von allen 
Dr. Kraske Gemeinden des Kreises Dinslaken vorgebrach- 

ten Bedenken zu prüfen und gegebenenfalls 
auf die Planungen der VEBA entsprechend ein- 
zuwirken? 
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Hesdiäftsbereidi des Bundesministers der Finanzen 


6. Abgeordneter Sieht sicti die Bundesregierung in der Lage, 
Meister Personalinvestitionen steuerlich gleich oder 

ähnlich zu behandeln wie materielle Investi- 
tionen? 


7. Abgeordneter 
Meister 


Verdient diese Frage nicht besondere Beach- 
tung in Hinsicht auf den geplanten Bildungs- 
urlaub? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers tür Wirtschaft 


8. Abgeordneter 

Weigl 


9. Abgeordneter 
Weigl 


10. Abgeordneter 

Gerladi 

(Obernau) 


11. Abgeordneter 

Gerlach 

(Obernau) 


12. Abgeordneter 

Wuwer 


13. Abgeordneter 

Schedl 


Hat die Bundesregierung auf Grund der zu 
erwartenden größeren Tariferhöhungen der 
Deutschen Bundesbahn erhöhte Haushaltsmit- 
tel für die Wirtsdiaft im ostbayerisdien Zo- 
nenrandgebiet im Sinne einer Äußerung von 
Staatssekretär Herold . Erhöhen sich die 
Frachtkosten, erhöht sich grundsätzlich auch 
der absolute Betrag der Frachtkostenzuschüs- 
se . . (siehe Frankenpost, Hof, vom 29. Ja- 
nuar 1971) eingeplant? 

In welcher Form wird die Bundesregierung 
dem Wunsdi des Landkreistages auf klare 
Abgrenzung der Zonenrandförderung gegen- 
über der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
rung der regionalen Wirtschaftsförderung" 
entsprechen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß auf dem 
Sektor Textil und Bekleidung durch die der- 
zeitige Lockerung der Einfuhrpolitik gegen- 
über den Ostblockstaaten und Jugoslawien 
sich eine unkontrollierte Marktzerrüttung an- 
bahnt? 

Beabsichtigt die Bundesregierung wegen der 
Importsteigerungen auf dem Gebiet Textil und 
Bekleidung aus den Ostblockstaaten und Ju- 
goslawien die Kontingente der Importe aus 
den asiatischen Handelsländern, insbesondere 
aus Japan, Südkorea und Taiwan zu kürzen? 

Hält die Bundesregierung die gegenwärtigen 
Rechtsvorschriften für ausreichend, um einem 
möglicherweise naditeiligen Einfluß der Ban- 
ken für die Wirtschaft und Gesellschaft wirk- 
sam begegnen zu können? 

Welche Gewerbetreibenden erhalten eine aus- 
zahlbare Zulage für Investitionen nach § 1 
Abs. 4 des Investitionszulagegesetzes? 
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Gesdiäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


14. Abgeordneter 

Erhard 

(Bad Schwalbach) 


15. Abgeordneter 

Dr. Sdiulze- 
Vorberg 


16. Abgeordneter 

Dr. Unland 


17. Abgeordneter 

Dr. Unland 


18. Abgeordneter 

Zebisch 


19. Abgeordneter 
Zebisch 


Ist das Anhörungsverfahren abgeschlossen, 
das nach Angaben des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung in der Antwort auf 
meine Frage — Drucksache VI/869, B 15 — im 
Juli 1970 stattfinden sollte, und wann kann 
mit der in Aussicht gestellten Verkündung 
der Änderungsverordnung gerechnet werden? 

Wie beurteilt die Bundesregierung im bezug 
auf den Winterbau die Besonderheiten ein- 
zelner, der Winterwitterung besonders aus- 
gesetzter Zweige der Bauwirtschaft und insbe- 
sondere die vorliegenden Vorschläge des Zen- 
tralverbandes des Dachdeckerhandwerks über 
eine Reform der Schlechtwettergeld-Regelung 
und der produktiven Winterbauförderung? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Gefah- 
ren auf Menschen in Restaurantküchen und 
Privathaushalten, die sich aus der zunehmen- 
den Verwendung sogenannter Mikrowellen- 
herde mit Abgabeleistungen zwischen 600 
und 2000 Watt ergeben (vergleiche hierzu 
auch die Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 
3. Februar 1971)? 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
ergriffen bzw. beabsichtigt sie zu ergreifen, 
um Schädigungen zu verhindern? 

Wie haben sich die Krankenziffern seit Inkraft- 
treten des Lohnfortzahlungsgesetzes entwik- 
kelt, und welche Krankheiten sind an erster 
Stelle genannt worden? 

Stimmt es, daß bei den Arbeitnehmern infolge 
eines zunehmenden Loistungsdruckes die funk- 
tionellen und vegetativen Störungen, also vor 
allem nervöse Herz- und Magenbeschwerden, 
zunehmen, und was wird die Bundesregierung 
unternehmen, um diesen Komplex näher zu 
erforschen, der von mancher Seite unberech- 
tigt als Mißbrauch des Lohnfortzahlungsgeset- 
zes dargestellt wird? 


Gesdiäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


20. Abgeordneter Treffen Meldungen zu, daß die seit Jahren ge- 
Engelsberger plante Seilbahn auf den Untersberg bei Berch- 
tesgaden in diesem Jahre gebaut und aus- 
schließlich der Beförderung von Militärper- 
sonen dienen soll? 
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21. Abgeordneter 

Engelsberger 

Ist bei diesem Bau ausreichend garantiert, daß 
die Trasse so angelegt wird, daß das Land- 
schaftsbild keine Beeinträchtigung erfährt? 

Geschäftsbereidie des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 

22. Abgeordneter 

Kienbaum 

Trifft es zu. daß im rechtsrheinischen Teil der 

Stadt Bonn die Anbindung des innerstädti- 
schen Straßennetzes an die neue vierspurige 

B 42 allein über die schon heute völlig ver- 
stopfte B 56 führen, und die provisorische Ab- 
fahrt an der jetzigen Endstelle der Ausbau- 
stredce in Beuel-Pützchen ersatzlos aufgehoben 
werden soll? 

23. Abgeordneter 

Kienbaum 

Wenn ja. ist dem LIerrn Bundesminister für 

Verkehr bewußt, daß eine derartige Planung 
zu allabendlichen Stauungen auf der B 42 im 

Bereich der Kreuzung mit der B56 führen wird, 
weil der' Verkehr über die B 56 nicht abfließen 
kann? 

24. Abgeordneter 

Dr. Beermann 

Ist bekannt, daß die Stadt Ahrensburg Indu- 
striebetrieben — die im Gewerbegebiet Ost 
ansiedelten — in Aussicht gestellt hat, daß 
dorthin alsbald ein Gleisanschluß gelegt wird, 
wie es der Stadt von der Deutschen Bundes- 
bahn zugesagt worden ist? 

25. Abgeordneter 

Dr. Beermann 

Ist im Hinblick darauf, daß die im Zonenrand- 
gebiet liegende Stadt Ahrensburg bei diesen 

Industriebetrieben hinsichtlich des Gleisan- 
schlusses im Wort steht, das Bundesverkehrs- 
ministerium bereit, nunmehr dafür zu sorgen, 
daß dieser Gleisanschluß alsbald gebaut wird? 

26. Abgeordneter 

Storm 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß ein 

Großteil der deutschen Handelsschiffe nicht 
gemäß den geltenden Bestimmungen der 
Schiffsbesatzungsordnung mit Offizieren und 

Mannschaften besetzt ist, und welche Möglich- 
keiten sieht die Bundesregierung zur Beseiti- 
gung dieses Zustandes, um das durch das 
augenblicklich durchgeführte Verfahren zu- 
sätzlich hohe Unfallrisiko bei der Schiffahrt 
zu verhindern? 

27. Abgeordneter 

Storm 

Welche Planungen bereitet die Bundesregie- 
rung vor hinsichtlich des Baues einer „Nord- 
land-Autobahn", die parallel zur bestehenden 
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Autobahn Hamburg — Frankfurt den Bereidi 
vom Raum Lübeck und dem Harzgebiet er- 
sdiließen, und somit eine wirtschaftliche Stär- 
kung des Zonenrandgebietes bewirken soll, 
von dem in jüngster Zeit Presseäußerungen 
vor allem in Norddeutschland sprachen? 


28. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Bundes- 
Dr. Jahn Bahnstrecke Lehrte — Braunschweig — Helm- 

(Braunschweig) stedt zu elektrifizieren, wenn das Land Nieder- 
sachsen gemäß Antwort des Bundesministers 
lür Verkehr und für das Post- und Fernmelde- 
wesen — E 5 Eb 213/614 Ve 70 — auf Druck- 
sache VI/1581, Teil B Nr. 26 und 27, IV 2 Pro- 
zent Zinszuschüsse für durch die Deutsche 
Bundesbahn aufzunehmende Kredite bereit- 
steilen würde? 


29. Abgeordneter Welche Absichten hat die Bundesregierung 
Peiter hinsichtlich des Baus neuer Rheinbrücken zwi- 

schen Neuwied und Mainz? 


30. Abgeordneter Welche Vorstellungen hat die Bundesregie- 
Peiter rung insbesondere wegen der Errichtung einer 

neuen Rheinbrücke bei St. Goarshausen-St. 
Goar? 


31. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß abge- 
Niegel meldete, parkende Personenkraftwagen, für 

die keine Steuer entrichtet wird und kein 
Versicherungsschutz besteht, auf öffentlichen 
Straßen, Wegen und Plätzen von der Polizei 
nur nach langen Ermittlungen und Ablaufen 
einer mehrmonatigen Frist erst beseitigt wer- 
den können? 


32. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, hieraus ent- 
Niegel sprechende Konsequenzen zu ziehen und recht- 

liche Bestimmungen anzustreben, die öffent- 
liche Straßen, Wege und Parkplätze von ab- 
gemeldeten, nichtversteuerten und nichtver- 
sicherten Autos und Wracks freihalten bzw. 
der Polizei das Recht geben, kurzfristig auf 
Kosten der Eigentümer eine Beseitigung vor- 
zunehmen? 


33. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß das 
Pfeifer Verkehrsaufkommen auf der nur 7,5 m breiten 

und zwei Ortschaften durchschneidenden B 27 
zwischen Tübingen und Hechingen zur Zeit 
über 15 000 Kraftfahrzeuge pro Tag beträgt, 
und daß auf diesem Straßenstück allein im 
Kreis Tübingen seit 1968 23 Mensdien bei 
Verkehrsunfällen ums Leben gekommen sind? 
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34. Abgeordneter Bis wann kann nach den gegenwärtigen Plä- 

Pfeiier nen der Bundesregierung — abgesehen von 

der Umgehung Hechingen — mit dem Beginn 
des Neubaus der B 27 zwischen Tübingen und 
Hechingen gerechnet werden, und in welchem 
Haushaltsjahr stehen hierfür frühestens Bun- 
desmittel zur Verfügung? 


35. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, daß die Haupt- 
Dr. Gölter Verwaltung der Deutschen Bundesbahn dem 

Verwaltungsrat der Deutsdien Bundesbahn die 
Elektrifizierung der Strecke Schifferstadt — 
Speyer^ — Germersheim — Wörth als dringlich 
Vorschlägen wolle? 


36. Abgeordneter Bis zu welchem Zeitpunkt rechnet die Bundes- 
Dr. Schmitt- regierung mit dem Abschluß der Prüfung der 

Vockenhausen Pläne für den Bau der Ortsumgehung Raun- 

heim im Zuge der B 43? 


37. Abgeordneter Wann wird mit dem Bau der Autobahn Re- 

Dr. Jobst gensburg — Elsendorf, die für den ostbayeri- 

schen Raum als Verbindungsstraße nach dem 
Süden von erheblicher Bedeutung ist, begon- 
nen werden? 


38. Abgeordneter Treffen Meldungen zu, wonach die Bundesre- 
Schröder gierung zusammen mit der niedersächsischen 

(Wühelminenhof) Landesregierung im Nordwesten Niedersach- 
sens den Ausbau eines Regionalflugplatzes 
plant, und kann die Bundesregierung zum 
jetzigen Zeitpunkt sdion sagen, welchen Flug- 
platz sie für diesen Ausbau in Erwägung zieht? 


39. Abgeordneter Kann die Bundesregierung angeben, wann die 
Dr. Hermesdori Deutsche Bundesbahn die Eisenbahnstrocke 
(Schleiden) Kalscheuren/Jünkerath elektrifizieren wird, 

um über diese Verbesserung des Schienen- 
verkehrs die Standortbedingungen der in die- 
sem Gebiet ansässigen Industrie und gewerb- 
lichen Wirtschaft günstiger zu gestalten und 
den Fremdenverkehr zu fördern? 


40. Abgeordneter Ist der von der Deutschen Lufthansa seit kur- 
Dr. Riedl zem im Liniendienst eingesetzte „Jumbo-Jet" 

(München) (Boeing Jet 747) uneingeschränkt flugfähig, 

oder muß auf Grund der immer wieder auf- 
tretenden Verspätungen bzw. Flugausfälle an- 
genommen werden, daß noch erhebliche tech- 
nische Mängel an diesem Flugzeug bestehen, 
die einen reibungslosen und pünktlichen Ver- 
kehr noch nicht gewährleisten? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


41. Abgeordnete Welche Fortschritte hat das von Bund, Län- 
Frau Dr. Walz dem, Hochschulen und Rundfunkanstalten ge- 
meinsam zu tragende Fernstudiensystem im 
Medienverbund seit den Empfehlungen des 
Vorboreitungsausschusses vom 30. Juni 1970 
in der Planung gemacht? 


42 . Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Auf- 
Wuwer nähme von Sozial- und Wirtschaitskunde in 

den Lehrplan der allgemeinbildenden Schulen? 


Bonn, den 5. Februar 1971 
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